
BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2011/273/GASP DES RATES 

vom 9. Mai 2011 

über restriktive Maßnahmen gegen Syrien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 29. April 2011 hat die Europäische Union ihrer 
tiefen Besorgnis über die Entwicklung in Syrien und 
den Einsatz von Streit- und Sicherheitskräften in mehre­
ren syrischen Städten Ausdruck verliehen. 

(2) Die Union hat es auf das Schärfste verurteilt, dass an 
verschiedenen Orten in Syrien friedliche Proteste gewalt­
sam – auch unter Einsatz von scharfer Munition – unter­
drückt worden sind, wobei mehrere Demonstranten ge­
tötet und weitere Personen verwundet oder willkürlich 
verhaftet worden sind, und hat die syrischen Sicherheits­
kräfte aufgefordert, Zurückhaltung zu wahren, statt Un­
terdrückung auszuüben. 

(3) In Anbetracht der ernsten Lage sollten restriktive Maß­
nahmen gegen Syrien und gegen die Personen, die für die 
gewaltsame Repression gegen die Zivilbevölkerung in Sy­
rien verantwortlich sind, verhängt werden. 

(4) Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit 
bestimmte Maßnahmen durchgeführt werden können — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Aus­
fuhr von Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern aller Art, 
einschließlich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und 
-ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und entsprechender 
Ersatzteile, sowie von zu interner Repression verwendbarer Aus­
rüstung an bzw. nach Syrien durch Staatsangehörige der Mit­
gliedstaaten oder vom Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten aus 
oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen 
oder Luftfahrzeugen sind unabhängig davon, ob diese Güter 
ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben 
oder nicht, untersagt. 

(2) Es ist untersagt, 

a) unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Vermittlungs­
dienste oder sonstige Dienste im Zusammenhang mit den 
in Absatz 1 genannten Gütern oder der Bereitstellung, Her­
stellung, Instandhaltung und Verwendung dieser Güter für 
natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen in Syrien oder zur Verwendung in Syrien zu 
erbringen; 

b) unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit den in Absatz 1 genannten Gütern, 
insbesondere Zuschüsse, Darlehen und Ausfuhrkreditver­

sicherungen, für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe 
oder die Ausfuhr dieser Güter oder für damit zusammenhän­
gende technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder sonstige 
Dienste für natürliche oder juristische Personen, Organisatio­
nen oder Einrichtungen in Syrien oder zur Verwendung in 
Syrien, zu gewähren; 

c) wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung der unter den Buchstaben a oder b 
genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 2 

(1) Artikel 1 gilt nicht für 

a) Lieferungen und technische Unterstützung, die ausschließlich 
zur Unterstützung der Beobachertruppe der Vereinten Natio­
nen für die Truppenentflechtung (UNDOF) oder zur Nutzung 
durch diese bestimmt sind; 

b) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von nichtletalem militärischen Gerät oder von zu interner 
Repression verwendbarer Ausrüstung, welche ausschließlich 
für humanitäre oder Schutzzwecke oder für die Programme 
der Vereinten Nationen und der Europäischen Union zum 
Aufbau von Institutionen oder für Krisenbewältigungsopera­
tionen der Europäischen Union und der Vereinten Nationen 
bestimmt sind; 

c) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von nicht zum Kampfeinsatz bestimmten Fahrzeugen, die bei 
der Herstellung oder nachträglich mit einer Kugelsicherung 
ausgerüstet wurden und nur zum Schutz des Personals der 
Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten in Syrien be­
stimmt sind; 

d) die Bereitstellung von technischer Hilfe, Vermittlungsdiensten 
und sonstigen Diensten im Zusammenhang mit derartiger 
Ausrüstung oder mit derartigen Programmen und Operatio­
nen; 

e) die Bereitstellung von Finanzmitteln und Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung oder mit derarti­
gen Programmen und Operationen, 

unter der Voraussetzung, dass solche Ausfuhren und solche 
Hilfe vorab von der jeweils zuständigen Behörde genehmigt 
wurden. 

(2) Artikel 1 gilt nicht für Schutzkleidung, einschließlich Kör­
perschutzwesten und Militärhelmen, die vom Personal der Ver­
einten Nationen, der Europäischen Union oder ihrer Mitglied­
staaten, von Medienvertretern, von humanitärem Hilfspersonal 
und Entwicklungshilfepersonal sowie dazugehörigem Personal 
ausschließlich zum persönlichen Gebrauch vorübergehend 
nach Syrien ausgeführt wird.
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Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforder­
lich sind, um den im Anhang aufgeführten Personen, die für die 
gewaltsame Repression gegen die Zivilbevölkerung in Syrien 
verantwortlich sind, und den im Anhang aufgeführten mit ihnen 
in Verbindung stehenden Personen die Einreise in ihr Arbeits­
gebiet oder die Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu verwei­
gern. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren 
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern. 

(3) Absatz 1 lässt die Fälle unberührt, in denen ein Mitglied­
staat durch eine völkerrechtliche Verpflichtung gebunden ist, 
und zwar: 

a) wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen 
Organisation ist, 

b) wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die 
von den Vereinten Nationen einberufen wurde oder unter 
deren Schirmherrschaft steht, 

c) im Rahmen einer multilateralen Übereinkunft, die Vorrechte 
und Immunitäten verleiht, oder 

d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat 
Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags. 

(4) Absatz 3 ist auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat 
Gastland der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) ist, als anwendbar anzusehen. 

(5) Der Rat ist in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine 
Ausnahme aufgrund der Absätze 3 oder 4 gewährt, ordnungs­
gemäß zu unterrichten. 

(6) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maß­
nahmen nach Absatz 1 in den Fällen zulassen, in denen die 
Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder aufgrund der 
Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene – ein­
schließlich solcher, die von der Union unterstützt werden 
oder von einem Mitgliedstaat, der zu dem Zeitpunkt den 
OSZE-Vorsitz innehat, ausgerichtet werden – gerechtfertigt ist, 
wenn dort ein politischer Dialog geführt wird, durch den De­
mokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Syrien un­
mittelbar gefördert werden. 

(7) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen 
möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die Ausnahme 
gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren Mitglie­
dern des Rates innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang 
der Mitteilung über die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich 
Einwand erhoben wird. Sollte von einem oder mehreren Mit­
gliedern des Rates Einwand erhoben werden, so kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit beschließen, die vorgeschlagene Aus­
nahme zu gewähren. 

(8) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der 
Absätze 3, 4, 6 und 7 den im Anhang aufgeführten Personen 
die Einreise in sein Hoheitsgebiet oder die Durchreise durch sein 
Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung nur für den 
Zweck, für den sie erteilt wurde, und für die davon betroffenen 
Personen. 

Artikel 4 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im 
Besitz oder im Eigentum der im Anhang aufgeführten für die 
gewaltsame Repression gegen die Zivilbevölkerung in Syrien 
verantwortlichen Personen und der im Anhang aufgeführten 
mit ihnen verbundenen natürlichen oder juristischen Personen 
oder Organisationen stehen oder von diesen gehalten oder kon­
trolliert werden, werden eingefroren. 

(2) Den in der Liste im Anhang aufgeführten natürlichen 
oder juristischen Personen oder Organisationen dürfen weder 
unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressour­
cen zur Verfügung gestellt werden oder zugute kommen. 

(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann unter 
den ihr angemessen erscheinenden Bedingungen die Freigabe 
bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressour­
cen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftli­
cher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt hat, dass 
diese Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a) zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der im Anhang auf­
geführten Personen und ihrer unterhaltsberechtigten Famili­
enangehörigen – unter anderem für die Bezahlung von Nah­
rungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und 
medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien 
und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen – not­
wendig sind; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und 
der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit 
Rechtsdienstleistungen dienen; 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Dienstleis­
tungskosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwal­
tung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 
dienen oder 

d) für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich 
sind, vorausgesetzt, dass die zuständige Behörde den zustän­
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und der Kom­
mission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Geneh­
migung mitgeteilt hat, aus welchen Gründen sie der Auffas­
sung ist, dass eine spezifische Genehmigung erteilt werden 
sollte. 

Ein Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission von den Genehmigungen, die er nach Maßgabe 
dieses Absatzes erteilt hat. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Be­
hörden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter eingefrore­
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn 
die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand 
eines Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrechts, das vor dem 
Zeitpunkt, zu dem die natürliche oder juristische Person oder 
Einrichtung nach Artikel 4 Absatz 1 in den Anhang auf­
genommen wurde, von einem Gericht, einer Verwaltungs­
stelle oder einem Schiedsgericht angeordnet oder festgestellt 
wurde, oder sie sind Gegenstand einer vor diesem Zeitpunkt 
ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungs­
stelle oder eines Schiedsgerichts;
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b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rah­
men der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich zur 
Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch ein solches 
Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht gesichert sind oder 
deren Bestehen in einer solchen Entscheidung anerkannt 
worden ist; 

c) das Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht oder die Ent­
scheidung begünstigt nicht eine im Anhang aufgeführte na­
türliche oder juristische Person oder Organisation, und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch 
zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

Ein Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission von den Genehmigungen, die er nach Maßgabe 
dieses Absatzes erteilt hat. 

(5) Absatz 1 schließt nicht aus, dass eine benannte Person 
oder Organisation Zahlungen aufgrund eines Vertrags leisten 
kann, der vor der Aufnahme der betreffenden Person oder Or­
ganisation in die Liste geschlossen wurde, sofern der jeweilige 
Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar 
noch mittelbar von einer der Personen oder Organisationen 
nach Absatz 1 entgegengenommen wird. 

(6) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten er­
folgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Zeitpunkt geschlossen wurden 
oder entstanden sind, ab dem diese Konten diesem Beschluss 
unterliegen, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen weiterhin 
unter Absatz 1 fallen. 

Artikel 5 

(1) Der Rat erstellt und ändert die Liste im Anhang auf Vor­
schlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik. 

(2) Der Rat setzt die betreffende Person oder Organisation 
entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, 

oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von 
seinem Beschluss und den Gründen für die Aufnahme in die 
Liste in Kenntnis, und gibt dabei dieser Person oder Organisa­
tion Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden we­
sentliche neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen 
Beschluss und unterrichtet die betreffende Person oder Organi­
sation entsprechend. 

Artikel 6 

(1) Im Anhang werden die Gründe für die Aufnahme der 
betreffenden Personen und Organisation in die Liste angegeben. 

(2) Der Anhang enthält ferner die zur Identifizierung der 
betreffenden Personen oder Organisation erforderlichen Anga­
ben, soweit diese verfügbar sind. In Bezug auf Personen können 
diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Geburts­
datum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personal­
ausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie 
Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Organisationen 
können diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrie­
rung, Registriernummer und Geschäftsort umfassen. 

Artikel 7 

Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen größt­
mögliche Wirkung entfalten können, empfiehlt die Union Dritt­
staaten, restriktive Maßnahmen zu ergreifen, die den in diesem 
Beschluss vorgesehenen restriktiven Maßnahmen vergleichbar 
sind. 

Artikel 8 

Dieser Beschluss gilt für einen Zeitraum von 12 Monaten. Er 
wird fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert 
oder geändert, wenn der Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele 
nicht erreicht wurden. 

Artikel 9 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Mai 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
MARTONYI J.
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ANHANG 

Liste der Personen und Organisationen nach den Artikeln 3 und 4 

Personen 

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Maher Al-Assad geboren am 8.12.1967; 
Diplomatenpass Nr. 4138 

Befehlshaber der 4. Militärdivision, Mitglied 
des Zentralkommandos der Baath-Partei, 
der starke Mann der republikanischen 
Garde; Hauptanführer des gewaltsamen 
Vorgehens gegen die Demonstranten. 

09.05.2011 

2. Ali Mamlouk geboren am 19.2.1946 in 
Damaskus; Diplomaten­
pass Nr. 983 

Chef des Nachrichtendienstes; Chef des sy­
rischen Geheimdienstes seit 2005; Betei­
ligung am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Demonstranten. 

09.05.2011 

3. Mohammad Ibrahim 
Al-Chaar 

Innenminister der Regierung; Beteiligung 
am gewaltsamen Vorgehen gegen die De­
monstranten. 

09.05.2011 

4. Atef Najib Ehemaliger Verantwortlicher des Direkto­
rats für politische Sicherheit in Deraa; Be­
teiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die Demonstranten. 

09.05.2011 

5. Hafez Makhlouf geboren am 2.4.1971 in 
Damaskus; Diplomaten­
pass Nr. 2246 

Leitender Oberst einer Abteilung des Nach­
richtendienstes; (Generaldirektorat Nach­
richtendienst, Abteilung Damaskus); Ver­
trauter von Maher al-Assad; Beteiligung 
am gewaltsamen Vorgehen gegen die De­
monstranten. 

09.05.2011 

6. Mohammed Dib 
Zeitoun 

Leiter der Direktorats für politische Sicher­
heit; Beteiligung am gewaltsamen Vor­
gehen gegen die Demonstranten. 

09.05.2011 

7. Amjad Al-Abbas Leiter des Direktorats für politische Sicher­
heit in Banyas; Beteiligung am gewalt­
samen Vorgehen gegen die Demonstranten 
in Baida. 

09.05.2011 

8. Rami Makhlouf geboren am 10.7.1969 
in Damaskus, Reisepass 
Nr. 454224 

Syrischer Geschäftsmann; zählt zum enge­
ren Kreis um Maher Al-Assad; finanziert 
das Regime, wodurch das gewaltsame Vor­
gehen gegen die Demonstranten ermög­
licht wird. 

09.05.2011 

9. Abd Al-Fatah Qudsiyah Leiter des syrischen militärischen Nachrich­
tendienstes und in dieser Eigenschaft an 
dem gewaltsamen Vorgehen gegen die Zi­
vilbevölkerung beteiligt. 

09.05.2011 

10. Jamil Hassan Leiter des Nachrichtendienstes der syri­
schen Luftwaffe und in dieser Eigenschaft 
an dem gewaltsamen Vorgehen gegen die 
Zivilbevölkerung beteiligt. 

09.05.2011 

11. Rustum Ghazali Leiter des syrischen militärischen Nachrich­
tendienstes im Umland von Damaskus und 
in dieser Eigenschaft an dem gewaltsamen 
Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung betei­
ligt. 

09.05.2011 

12. Fawwaz Al-Assad War als Mitglied der Shabiha-Miliz am ge­
waltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevöl­
kerung beteiligt. 

09.05.2011 

13. Mundir Al-Assad War als Mitglied der Shabiha-Miliz am ge­
waltsamen Vorgehen gegen die Zivilbevöl­
kerung beteiligt. 

09.05.2011
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